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Defterreichifche 


Zeilſchrift a Verwaltung. 


beträgt das Jahres⸗Abonnentent mit diefem Supplement 10 fl. — 20 Mark. Bei gefälligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorhergehender Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 0 


Inhalt: Die Tagespreſſe, welche der getreueſte Spiegel der öffentlichen 
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Die neuen Stempelmarken. Ein Beitrag zur öſterreichiſchen Stempel: | Meinung iſt und ſelbſt die leiſeſten Strömungen der letzteren reflectirt, 
kunde. Von Dr. Stefan Koczyüski, k. k. Finanzrath in Trieſt. verhielt ſich der neuen Reform gegenüber faſt ganz indifferent. Die 


Mittheiki gen gate de 11 e ſich zumeiſt auf die Wiedergabe der . an⸗ 
Durch die Nicptansübung des ſtaatlichen Siſtirungsrechtes gegenüber dem Be- . und informirenden Sütze, welche im officiöſen Wege lancirt 
ſchluſſe einer autonomen Körperſchaft können durch die Verfaſſung gewähr⸗ wurden. Die einzigen, ſelbſtändigen Gedanken, die in einigen Blättern 
leiſtete politiſche Rechte nicht verletzt werden und kann dem einzelnen Staats. Raum fanden, beftanden in billigen Witzen über die officiöſerſeits aus⸗ 
. 0 a 2 55 be 0 geſprochene Erwartung, daß die ſehr gefällige, von bewährter Künſtler— 
zugeſtanden werden. — Artike des Stgatsgrundgeſetzes über die allge⸗ 5 eriihr Fee Ans 5 & 57 8 
meinen Rechte der Staatsbürger bezieht ſich auf den Schutz des Inhaltes Lale herrührende, äußere Klusſtattung 15 4 e ee e all 
von Gedankenäußerungen, für die sprachliche Form derſelben kommt gemeinen Beifall finden dürfte. Dieſe Aeußerungen der Preſſe gingen 
Artikel 19 obigen Staatsgrundgeſetzes in Betracht. der wirklichen Einführung des neuen Stempelmateriales voraus: 
Die zur Einhebung von Privat-Mauth⸗Gebühren beſtellten Perſonen find der ſonſt hätte u ich die Bemerkung kaum entgehen laſſen, daß es mit 
Begünſtigung des § 68, Al 2 St. G. nicht theilhaftig. der künſtleriſchen Ausſtattung der Marken in Wahrheit nicht ſehr weit 
her iſt. Eine Vergleichung mit den älteren öſterreichiſchen Stempelmarken 
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nn u nu. 0 ergibt vielmehr, daß alle früheren Emiſſionen in Hinſicht auf die künſtle— 
2 riſche Geſtaltung und Ausführung den neuen Marken weitaus überlegen 
ſind. Allerdings darf man nicht überſehen, daß es ſich um eine ganz 
Die nenen Atemne . neue Technik handelt, welche der Ausführung enge Grenzen ſteckt und 
SE leiten Stemp elmarken. erſt bei weiterer Ausbildung vorausſichtlich wieder die Erreichung der für 


Ein Beitrag zur öſterreichiſchen Stempelkunde. unſere Stempelwerthzeichen und für die Anſtalt, worin ſie hergeſtellt 
e ee e werden — die k. k. Hof- und Staatsdruckerei in Wien — traditionellen 
Von Dr. Stefan Koczynski, k. k. Finanzrath in Trieſt küuſtleriſchen Wöfkkodeheit ermöglichen wird. 

Der 1. Jänner des laufenden Jahres 1898 iſt ein für die Die geringe Beachtung, welche die durch die Verordnung des Finanz⸗ 
Geſchichte des öſterreichiſchen Stempelweſens bedeutungsvolles Datum. miniſteriums vom 9. October 1897, R. G. Bl. Nr. 244, geſchaffenen 
An dieſem Tage vollzog Fi ein Ereigniß, das nicht nur für uns von und mit 1. Jänner 1898 in Verſchleiß geſetzten — daher als Emiſſion 
Wichtigkeit iſt, ſondern vorausſichtlich auch für das Stempelweſen anderer 1898 zu bezeichnenden — Stempelmarken in den weiteſten Kreiſen fanden, 
Länder von Folgen fein wird: der Uebergang zu einer neuen Gattung iſt ſicher nicht zum wenigſten auf den Unſtand zurückzuführen, daß unſer 
von Stempelmarken, welche nach einem völlig neuartigen Stempelweſen und feine Geſchichte nicht blos für die Allgemeinheit, 
Principe hergeſtellt find. Wie das öſterreichiſche Stempelweſen ſondern ſogar für die betheiligten Amtskreiſe eine terra incognita iſt. 
ſeit jeher ſeine eigenen Wege gegangen iſt und nur geringfügige Spuren Die bereits hervorgehobene Wichtigkeit des Wendepunktes, welchen 
auswärtiger Beeinfluſſung wahrnehmen läßt, ſo geht es auch diesmal | der 1. Jänner 1898 für die Geſchichte bildet, legte es nahe, einen kurzen 
ſelbſtändig und bahnbrechend voran. Bewährt ſich das neue Stempel- Rückblick auf die Entwicklung des öſterreichiſchen Stempelweſens zu machen. 
material, woran nach den ſorgfältigen und jahrelang fortgeſetzten Ver- Es ſoll hiebei von eigentlich gebührenrechtlichen Fragen abgeſehen und 
ſuchen nicht zu zweifeln iſt, fo wird dieſe Einrichtung allerorts Nach- die Darſtellung auf die äußere Geſtalt der Stempelzeichen und ihre 
ahmung finden und unſerem Vaterlande die Ehre nicht genommen Schickſale beſchräukt werden, alſo gewiſſermaßen vom Standpunkte des 
werden können, diesmal den übrigen Ländern um eine Idee voraus bloßen Sammlers ausgegangen werden. Was im Folgenden geboten wird, 


geweſen zu ſein. könnte in nicht unzutreffender Weiſe mit dem Ausdrucke „Oeſter— 
Die Bedeutſamkeit der neuen Einführung ruht aber nicht blos reichiſche Stempelkunde“ bezeichnet werden. 

in dieſer ihrer principiellen und ſozuſagen internationalen Rolle, ſondern Leider iſt man hiebei durch einen eigenthümlichen Umſtand be— 

auch in ihrer Wichtigkeit für unſer tägliches Rechtsleben. Wen gibt es | fchränft. 

denn, der nicht faſt tagtäglich mit dem Stempelweſen in irgend einer Durch den Finauzminiſterialerlaß vom 4. Juni 1895, Z. 29.534, 

Weiſe in Berührung käme? wurde nämlich erklärt, daß der unbefugte Handel mit Stempelwerthzeichen 


Man ſollte daher glauben, daß ein fo wichtiger Schritt in einer ſelbſt dann nach § 420 des Gefällsſtrafgeſetzes und § 83, Z. 5 des Ge- 
jedermann berührenden Einrichtung auf das allgemeinſte Intereſſe Anfpruch bührengeſetzes geahndet werde, wenn es ſich um Werthzeichen älterer 
gehabt und deshalb auch vielſeitigſte Beachtung gefunden hätte. Emiſſionen handle, und daß es ebenſo keinen Unterfchied mache, ob die 

In Wirklichkeit traf dies jedoch nicht zu. Die allgemeine, menſchlich [gehandelten Werthzeichen geltender oder ausgegoltener Emiſſionen noch 
ſehr erklärliche Averſion, die dem Gebührenweſen zutheil wird, äußerte ungebraucht oder bereits gebraucht find. Es mag dahingeſtellt bleiben, 
ſich der Einführung der neuen Marken gegenüber in einem vollſtändigen ob dieſe Auslegung der Vorſchrift ſelbſt bei buchſtäblichſter Auffaſſung der 
Todtſchweigen des ganzen Vorganges. Am treffendſten war dies aus dem letzteren aus ihr herausgeleſen werden kann: eines läßt ſich aber nicht 
Verhalten der Zeitungen zu erſehen. verkennen, daß jetzt ein Zwieſpalt in der Auffaſſung beſteht, je nachdem 


es ſich um Poſtwerthzeichen oder unt Stempelwerthzeichen handelt. 
nach der Erfindung der Briefmarken dieſe und in der Folge die Ganz⸗ 
ſachen im Poſtweſen eingeführt wurden, ließ man ihnen in Oeſterreich den 
gleichen Gefällsſtrafſchutz zutheil werden, wie den damals ſchon ſeit langem 
beſtaudenen Stempelwerthzeichen. Miniſterialerlaß vom 4. März 1854, 
R. G. Bl. Nr. 56 und Finanziniſterialerlaß vom 8. Juli 1859, Z. 31.382.) 
Daraus ergibt ſich die ſelbſtverſtändliche Folgerung, daß für beide Arten 
von Werthzeichen die gleichen Handlungen erlaubt und die gleichen Hand— 
lungen verboten ſein ſollten. Abweichend hievon ſpricht der Erlaß vom 
+. Juni 1895 aber uur von Stempelwerthzeichen. Man ſcheute es offenbar, 
die Conſequenzen der aufgeſtellten Sätze für die Poſtwerthzeichen zu ziehen 
und ſich dadurch im buchſtäblichen Sinne mit der ganzen Welt in Wider 
ſpruch zu ſetzen, die ja allerorts den Briefmarkenhandel kennt und zu 
läßt. Allerdings iſt nicht zu verkennen, daß es ſich bei den Briefmarken 
ſtets nur um geringfügige Werthbeträge handelt, daher hier von einer 
Gefährlichkeit des Markenhandels für das Gefälle kaum die Nede fein 
kann, während im Stempelweſen einzelne Werthzeichen ſehr erhebliche 
Beträge vorſtellen, jo daß man im Jnutereſſe der Gefällsſicherheit einen 
unautoriſirten und uncontrolirten Handel nicht gut zugeben kann. Dieſe 
Gefährlichkeit beſteht aber füglich nur im Hinblick auf die jeweils in 
Geltung ſtehende Emiſſion. Für die älteren, bereits längſt außer Ver— 
ſchleiß und Geltung geſetzten Stempelwerthzeichen könnte der Handel de 
lege ferenda wohl ohne alle Gefährde freigegeben werden. 

Durch das erwähnte Verbot des Handels iſt die Anlegung von 
Sammlungen öſterreichiſcher Stempelwerthzeichen nahezu unmöglich ge— 
macht worden: der befugte Handel beſchränkte ſich lediglich auf unge— 
brauchte Werthzeichen der geltenden Emiſſion und ſind andere Stempel— 
zeichen im Handel daher gar nicht zu haben. 

Der Beſtaud von Werthzeichenſammlungen ſteht in enger Wechſel 
wirkung mit der Pflege der bezüglichen Vorſchriftenkunde. Könute mau 
leicht Stempelſammlungen anlegen, jo wäre die Kenntuiß der Stempel- 
geſchichte kein ſo brachliegendes Gebiet: wohl mancher würde durch das 
Sammeln und Katalogiſiren zu einem tieferen Eindringen in dieſes Ge⸗ 
biet unſerer Rechtsgeſchichte angeleitet werden. Eine hieraus ſich ergebende 
allgemeinere Pflege dieſes Wiſſenszweiges und die Vielſeitigkeit der dabei 
reſultirenden Anregungen könnte für unſer Gebühreurecht von größtem 
Vortheile ſein. Das Handelsverbot hat dagegen das Zuſtandekommen 
größerer Sammlungen dieſer buchſtäblich extra commereium geſetzten 
Werthzeichen und damit indirect die allgemeinere Verbreitung der Stempel— 
kunde verhindert. 

Die öſterreichiſchen Stempelwerthzeichen können in zwei hiſtoriſch 
aufeinandergefolgte Geſtaltungen eingetheilt werden: die Stempel 
papiere und die Stempelmarken. Die Stempelpapiere beherrſchten 
ihrerzeit das Stempelweſen ausſchließlich. Nicht jo heutzutage die Stempel 
marken. Bald nach ihrer Einführung machten ſich mehrfache Beziehungen 
geltend, in welchen die Repriſtinirung des Stempelpapieres ſich als 
vortheilhaft und darum wünſchenswerth herausſtellte. Man trug dem 
durch die Zulaſſung von Blanketten mit obliterirten Stempelmarken, 


Als 


20 


(Peter Riedl, Dr. Joſef Spindler, Dr. Franz Waldert, Dr. Auguſt Rihl, 
Joſef Sobotka, K. M. Herrmann, J. Veider, S. Neuſtadtl) durch Advocat 
Dr. Julins Jentſch sub praes. 9. Mai 1897, Z. 150 R. G., einge 
brachte Beſchwerde wegen Verletzung der durch den Art. 13 und 19 des 
Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, N. G. Bl. Nr. 142, ge⸗ 
währleiſteten politiſchen Rechte zu Recht erkannt: Das Begehren der 
Beſchwerdeführer zu erkennen: Durch den Erlaß der k. k. Statthalterei 


in Prag vom 31. December 1896, Z. 15.879 Praes., und den Erlaß des 
k. k. Miniſteriums des Innern vom 16. Februar 1897, Z. 4755, habe 


eine Verletzung des den Beſchwerdeführern durch Art. 19 des Staats— 


grundgeſetzes vom 21. December 1867 gewährleiſteten politiſchen Rechtes, 


ſowie eine Verletzung des durch Art. 13 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſteten politiſchen 
Rechtes ſtattgefunden, wird zurückgewieſen. 

Gründe: Mit Kundmachung vom 20. April 1894 hat der Stadt 
rath von Prag einen Beſchluß des Stadtverordneten Collegiums vom 
18. April 1894 über die Benennung der Gaſſen, Straßen, Plätze und 
die Numerirung der Häuſer in Prag verlantbart. Hienach haben, um 
nur den für die vorliegende Beſchwerde maßgebenden Inhalt in ſeinem 
Wortlaute herauszugreifen, für die Benennung der Gaſſen, Straßen und 
Plätze in Prag künftighin folgende Beſtimmungen zu gelten: 

„1. Jede Gaſſe oder Straße, ſowie jeder Platz hat feinen befon- 
deren Namen, welcher als Cigenname auch in anderen Sprachen zu ge 
brauchen iſt. Die Namen dieſer Gaſſen, Straßen und Plätze find folgende: 

J. Auf der Altſtadt: Anenskä ulice u. |. w., Betlemské namésti 
u. ſ. w., Dlouhä trida u. ſ. w., Kamzikova ulicka u. ſ. w., Ovoeny 
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6. Al. 3: „Die Bezeichnung der Gaſſen, Straßen und Plätze mit 
deren Namen wird ausſchließlich von der Gemeinde ſelbſt auf deren 
Koſten durchgeführt werden mittelſt Tafeln, welche an den Eckhäuſern 
und eventuell auch au anderen Häuſern, insbeſondere an Kreuzungs— 
punkten, wo es die Gemeinde für nothwendig erachten wird, angebracht 


werden.“ 


Ant 20. Juni 1896 führten hierauf der deutſche Verein für 
ſtädtiſche Angelegenheiten in Prag und eine Reihe von Hausbefitzern 
(nach der Erledigung neun bei dem Stadtverordneten-Collegium Beſchwerde, 


in welcher fie den oberwähnten erſten Satz der Stadtraths-Kundmachung 
(„Jede Gaſſe .. hat einen beſonderen Namen, welcher als Eigen— 


name auch in anderen Sprachen zu gebrauchen iſt“) als 


eine ungeſetzliche Verfügung bezeichneten und auf Grund von S 101 der 


Prager Gemeindeordnung um Aufhebung dieſer Verfügung baten. In 
dieſem Geſuche wurden folgende Punkte näher ausgeführt: 

J. Die Verfügung des Stadtrathes gehe über den Beſchluß des 
Stadtverordneten-Collegiums hinaus, denn der letztere wolle uur die ver 
meintliche Unmöglichkeit der Ueberſetzung von Straßennamen conſtatiren, 
während erſterer die Ueberſetzung dee böhmiſchen Straßennamen in andere 


Sprachen verbiete; der Poltzeibefehl des Stadtrathes wende ſich über 


durch die Schaffung und Inverſchleißfetzung geſtempelter Ganzſachen, jo: | 


wie durch die Einführung der Stempelſignatur auf Privatblauketten 
Rechnung. Dieſe Stempelſachen ſind dem alten Stempelpapiere analog. 
Wenngleich das Stempelpapier anders als in den Ländern, wo das 


franzöſiſche oder ein dieſem nachgebildetes Stempelrecht herrſcht, in feiner | N 1 \ 
dem Gebrauche der Straßennamen im öffentlichen Leben die in Prag 


hiſtoriſchen Geſtalt — vielleicht mit Unrecht — ganz verſchwunden iſt, 
ſo beſitzt es doch in dieſer Umformung ein noch ganz beträchtliches und 
ſich immerfort erweiterndes Anwendungsgebiet. 


„Foriſetzung folgt 


Alittheilungen aus der Praxis. 


Durch die Nichtausübung des ſtaatlichen Siſtirungsrechtes gegenüber 
dem Beſchluſſe einer autonomen Körperſchaft können durch die Ver⸗ 
faſſung gewährleiſtete politiſche Rechte nicht verletzt werden und kann 


dem einzelnen Staatsbürger ein rechtlicher Auſpruch auf Ausübung 
des Siſtirungsrechtes nicht zugeſtanden werden. 
Artikel 13 des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger bezieht ſich auf den Schutz des Juhaltes von Gedanken⸗ 
äußerungen, für die ſprachliche Form derſelben kommt Artikel 19 
obigen Staatsgrundgeſetzes in Betracht. 
Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 10. Jänner 1898 ge 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die von dem deutſchen Vereine 
für ſtädtiſche Angelegenheiten in Prag und acht Hausbeſitzern in Prag 


dies nicht nur an die Gemeindeglieder, ſondern au jeden, welcher die 
Straßennamen anzuwenden habe, z. B. Poſt- und Militärbehörden. 
II. Die Verfügung des Stadtrathes ſei ungeſetzlich, denn ſie ver— 
Tee das aus Art. 19 des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen 
Staatsbürgerrechte fließende Recht von Prager Gemeindeangehörigen, bei 


landesübliche deutſche Sprache anzuwenden. Die Verfügung verletze aber 
auch den Art. 13 des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen Staats- 
bürgerrechte, denn ſie greife ſogar in das Privatleben ein und beziehe 
ſich auf Adreſſenangaben in Firmatafeln, Placaten, Inſeraten u. ſ. w. 
III. Die Verfügung des Stadtrathes könne dem angeblichen Zwecke 


der „gehörigen Orientirung“ nicht förderlich fein, eine ſolche, dem Zwecke 
der Straßenpolizei widerſprechende Anwendung der Polizeigewalt ſei daher 


ungeſetzlich. 

IV. Für Beſchwerden gegen Verfügungen des Prager Stadtrathes 
an das Stadtverordneten Collegium beſtehe keine geſetzliche Friſt IS 101 
Prager Gemeindeordnung). Ebenſo lönne gegen Verordnungen, welche 
zur dauernden Anwendung beſtimmt ſeien, jederzeit Beſchwerde geführ‘ 
werden V. G. H. vom 17. Mai 1882, 3. 910). Ferner könne gegen 
eine zur allgemeinen Anwendung beſtimmte Verordnung jeder Beſchwerde 
führen, der durch den Beſtand der Verordnung in feinem Rechte be: 
droht erſcheine. Zur Beſchwerde ſeien daher hier legitimirt ſowohl die 
unterzeichneten deutſchen Hausbeſitzer Prags als der unterzeichnete deutſche 
Verein für ſtädtiſche Angelegenheiten in Prag, da letzterer nach § 3 a. h 


feiner Statuten berufen ſei zum „Eintreten für die Intereſſen der 
Deutſchen in allen Gemeindeaugelegenheiten“ und zur „Erhebung von 
Beſchwerden an die Behörden und an autonome und parlamentarische 
Körperſchaften“. 

Dieſe Beſchwerde wurde von dem Stadtverordneten-Collegium mit 
Beſchluß vom 26. Auguſt 1896 abgewieſen, weil 1. gegen allgemeine 
Anordnungen einer Behörde in ihrem Wirkungskreiſe eine Beſchwerde 
überhaupt unzuläſſig und weil 2. die Beſchwerde im Hinblicke auf das 
Verwaltungsgerichtshof-Erkenntniß vom 16. Februar 1894, 3. 669, und 
vom 18. März 1896, Z. 1212, in merito unbegründet ſei. Die Recur⸗ 
renten erhoben nun dagegen auf Grund des Art. XVI des Reichs⸗ 
gemeindegeſetzes und § 143 der Prager Gemeindeordnung Beſchwerde bei 
der k. k. Statthalterei und ſtellten darin das Petit, die Statthalterei 
wolle die Verordnung des Prager Stadtrathes betreffend das Verbot der 
deutſchen Straßenbezeichnungen als ungeſetzlich aufheben. Dieſe Beſchwerde 
wurde von der k. k. Statthalterei mit Entſcheidung vom 31. December 1896, 
3.13.879 Praes., als unſtatthaft zurückgewieſen, weil nach Art. XXIV 
des Geſetzes vom 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18, über De 
rufungen gegen Beſchlüſſe der mit eigenen Statuten verſehenen Städte 
der Landesausſchuß zu entſcheiden habe und weil den Parteien nicht 
das Recht zuſtehe, zu verlangen, daß die Staatsbehörde von dem ihr nach 
dem Art. XVI des eitirten Geſetzes zuſtehenden, von amtswegen auszu- 
übenden Aufſichtsrechte in einem concreten Falle gegenüber einem Be 
ſchluſſe des Gemeindeausſchuſſes Gebrauch mache. Die Geſuchſteller er- 
griffen nunmehr die Beſchwerde an das k. k. Miniſterium des Innern, 
es wurde ihnen aber auf Grund des Miniſterialerlaſſes vom 16. Februar 
1897, Z. 4755, mit dem Jutimat des Prager Statthaltereipräſidiums 
vom 27. März 1897, Z. 3048, bedeutet, daß das Miniſterium ſich zu 
einer Abänderung des angefochtenen Statthaltereierlaſſes nicht veranlaßt 
gefunden habe. 

Auf Grund dieſer Entſcheidung wird bei dem Reichsgericht Be— 
ſchwerde geführt mit dem Petit um das Erkenntuniß, durch die Verfügung 
des Prager Stadtrathes vom 20. April 1894, daß jede Gaſſe oder 
Straße, ſowie jeder Platz feinen beſonderen Namen hat, welcher als Eigen— 
name auch in anderen Sprachen zu gebrauchen iſt, habe eine Verletzung 
der den Beſchwerdeführern in den Art. 13 und 19 des Staatsgrund⸗ 
geſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſteten 
politiſchen Rechte ſtattgefunden. 


Bei der mündlichen Verhandlung wurde von Seite des Vertreters 


des k. k. Miniſteriums des Innern Folgendes vorgebracht: 

Zunächſt wurde hervorgehoben, daß wider den Beſchluß des Prager 
Stadtverordneten⸗Collegiums vom 18. April 1894 ſeitens der k. k. böhmi⸗ 
ſchen Statthalterei auf Grund des § 7 des Volkszählungsgeſetzes einge- 
ſchritten, dieſe Verfügung jedoch vom k. k. Verwaltungsgerichtshofe auf⸗ 
gehoben wurde. Als ſich dann ſeitens der Prager deutſchen Hausbeſitzer 
nach Abweiſung ihrer an das Stadtverordneten-Collegium ergriffenen 


Vorſtellung an die k. k. Statthalterei um Siſtirung jenes Beſchluſſes 


vom 18. April 1894 gewendet wurde, hat dieſe mit Rückſicht auf das 
Vorangegangene abgelehnt, vom Siſtirungsrechte Gebrauch zu machen 
und die Beſchwerdeführer auf den Inſtanzenzug vor den autonomen Be— 
hörden verwieſen. 


Was nun die vorliegende Beſchwerde betrifft, fo ſei das Schluß⸗ 
begehren derſelben nicht wider die diesfälligen Entſcheidungen der k. k. Statt 


halterei und des k. k. Miniſteriums des Innern gerichtet und müſſe daher 
aus dieſem formalen Grunde die Zurückweiſung des Begehrens beantragt 
werden. Es ſei übrigens das Siſtirungsbefugniß der Regierung dahin 
aufzufaſſen, daß dieſelbe zu erwägen habe, ob aus öffentlichen Intereſſen 


von demſelben Gebrauch zu machen, wider fehlerhafte, die Allgemeinheit 


berührende Entſcheidungen einzuſchreiten ſei, während der einzelne Inter⸗ 
eſſent wider ihn beſchwerende Entſcheidungen die Abhilfe im Inſtanzen— 
zuge zu ſuchen habe. 

Seitens der Beſchwerdeführer wurde gegen dieſe Ausführungen 
geltend gemacht, es handle ſich im vorliegenden Falle nur um die Frage 
der Anwendung des Siſtirungsrechtes der Regierung und ſei die inſtanz— 
mäßige Entſcheidung der autonomen Behörden Gegenſtand beſonderer 
Beſchwerden. Die hervorgehobene Siſtirung ſei auf Grund des § 7 des 
Volkszählungsgeſetzes und nicht auf Grund der Gemeindeordnung erfolgt; 
dieſelbe komme alfo nicht in Betracht. Dem Siſtirungs rechte entſpreche 
die Pflicht, wider geſetzwidrige Verfügungen einzuſchreiten, und zwar 
auch dann, wenn durch dieſe Rechte einzelner verletzt werden. 

Das Reichsgericht iſt bei feiner Entſcheidung von folgenden Er—⸗ 
wägungen ausgegangen: 


Nach dem Wortlaute des Schlußbegehrens der Beſchwerde wird der 
eingangs citirte Beſchluß des Prager Stadtverordneten-Collegiums vom 
18. April 1894 angefochten. 

Wie aber der Eingang der Beſchwerdeſchrift und der ganze Inhalt 
derſelben zeigt, und wie ſich dies insbeſondere aus den Ausführungen 
bei der mündlichen Verhandlung ergibt, iſt die Beſchwerde im Grunde 
gegen die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern von 16. Fe⸗ 
bruar 1897, Z. 3048, gerichtet und erblickt die Partei die Verletzung 
darin, daß das Miniſterium die obbezeichnete Kundmachung des Prager 
Stadtrathes nicht ſiſtirt hat; das k. k. Reich gericht mußte daher über 
die dem Inhalte der Beſchwerde nicht eutſprechende Faſſung des Petits 
hinausgehen und die Beſchwerde als gegen die Miniſterialentſcheidung 
gerichtet behandeln, als welche ſie ſich nach dem erhobenen Zuſtellungs— 
datum dieſer Entſcheidung als rechtzeitig darſtellt. 

Beurtheilt man die Beſchwerde von dieſem Standpunkte aus, ſo 
kommt die Frage in Betracht, ob durch die Nichtausübung des Siſtirungs— 
rechtes durch die Verfaſſung gewährleiſtete politiſche Rechte überhaupt 
verletzt werden können. Dieſe Frage iſt zu verneinen. 

Allerdings entſpricht dem Rechte, einen Beſchluß der autonomen 
Behörden zu ſiſtiren, auch die Pflicht, gegen geſetzwidrige Beſchlüſſe ein— 
zugreifen. 

Bei Ausübung dieſes Rechtes, beziehungsweiſe dieſer Pflicht hat 
aber die hiezu berufene ſtaatliche Behörde nach freiem Ermeſſen zu prüfen, 
ob wider einen Beſchluß aus dem Grunde der Gefährdung von öffent— 
lichen Interefſen einzuſchreiten ſei. 

Dagegen kann dem einzelnen Staatsbürger ein rechtlicher Anſpruch 
auf Ausübung des nur der Staatsbehörde zuſtehenden Siſtirungsrechtes 
nicht zugeſtanden werden, vielmehr hat der durch eine Verfügung auto⸗ 
nomer Behörden in einem verfafſungsgemäß gewährleiſteten Rechte ver- 
letzte Staatsbürger die Abhilfe auf dem im Art. 3, Abſ. b des Staats- 
grundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 143, vorgezeichneten 
Wege zu ſuchen, nämlich nach Austragung der fraglichen Angelegenheit 
im adminiſtrativen Inſtanzenzuge mittelſt — unmittelbarer — Beſchwerde 
an das k. k. Reichsgericht. 

Aus dem Geſagten ergibt ſich, daß die vorliegende Beſchwerde ver⸗ 
fehlt und ſomit zur Eutſcheidung durch das k. k. Reichsgericht nicht ge⸗ 
eignet iſt § 20 des Geſetzes vom 18. April 1869, R. G. Bl. Nr. 44). 

Dieſelbe iſt daher zurückzuweiſen, wobei überdies bezüglich der 
Anrufung des Art. 13 des Staafsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 142, in der Beſchwerde noch Folgendes zu bemerken iſt: 

Wollte man dem ſeitens der Beſchwerde hervorgehobenen Verbote 
in der ſtadträthlichen Kundmachung auch im Sinne der Beſchwerde die 
Auslegung geben, daß dieſes Verbot auch den Gebrauch der Strußeube- 
zeichnungen im Privatleben treffen ſolle, fo wäre damit doch immer nur 
die ſprachliche Form der Gedankenäußerung getroffen, welche im Art. 19 
des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen Staatsbürgerrechte eine vom 
Schutz des Inhaltes der Gedankenäußerungen nach Art. 13 geſonderte 
geſetzliche Regelung gefunden hat. Im Falle des Sprachenzwanges im 
Privatleben würde es ſich eben nur um Al. 1 und nicht um Al. 2 des 
Art. 19 handeln. Von einer Verletzung des Art. 13 des citirten Staats- 
grundgeſetzes könute daher vorliegend keine Rede ſein. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes v. 10. Jänn. 1898, 3. 426 ex 1897.) 


Die zur Einhebung von Privat⸗Mauth⸗Gebühren beſtellten Perſonen 
find der Begünſtigung des S 68, Al. 2 St. G. nicht theilhaftig. 


Die Staatsauwaltſchaft am Kreisgerichte in Leitmeritz belangte den 
Auguſt G. wegen Verhrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit nach 
§ 81 St. G., weil er ſich am 30. November 1896 den auf der Brücke 
der k. k. priv. öſterr. Nordweſtbahn bei Schreckenſtein beſtellten Mauth 
Einnehmern K. und D. zur Vereitlung ihres Dienſtes mit wirklicher 
gewaltſamer Handaulegung widerſetzte. Der Gerichtshof jedoch ſprach mit 
Urtheil vom 27. März 1897, Z. 2856, den Angeklagten frei, und die 
hiegegen von der Staatsanwaltſchaft überreichte Nichtigkeitsbeſchwerde fand 
der Caſſationshof mit Entſcheidung vom 9. Juli 1897, Z. 5596, zurück⸗ 
zuweiſen. 

Gründe: Nach den Urtheilsfeſtſtellungen wurde der k. k. priv. 
öſterr. Nordweſtbahn anläßlich der Erbauung einer Verbindungsbrücke 
über die Elbe zwiſchen den Stationen Schreckenſtein und Auſſig, deren 
obere mit dem Bahnkörper direct verbundene Etage dem Eifenbahnver- 
kehr, deren untere Etage aber dem öffentlichen Verkehre für Fußgeher 


und Fuhrwerke zu dienen hatte, als Entgelt für die Ueberlaſſung zum 
öfſentlichen Verkehre und für den Mehraufwand auf Bau und Erhaltung 
derſelben auf Grund des Erlaſſes des k. k. Handelsminiſteriums vom 28. No⸗ 
venbe 1873, Z. 36.200, die Conceſſion zur Einhebung einer beſtimmten 
Brückenmautygebühr ertheilt. Mit der Einhebung dieſer Gebühr wurden, 
ohne einer beſonderen behördlichen Genehmigung oder der Beeidigung 
zu bedürfen, einzelne Bahnbedienſtete von Fall zu Fall betraut. Dieſe 
Conceſſion begründet ihrer Natur nach eine Privatmauth, im Gegenſatze 
zu ärariſchen, ein Mauthgefälle darſtellenden Brückenmauthen. Gemäß 
des mit Hofdeeret vom 17. Mai 1821 erlaſſenen Mauthnormales und 
des Geſetzes vom 26. Auguſt 1891, R. G. Bl. Nr. 140, bilden die 
ärariſchen Brückenſtraßen- und Ueberfahrtsmauthen ein Einkommen des 
Staatsſchatzes, deſſen Einhebung theils in Regie, theils im Wege der 
Verpachtung erfolgt. In letzteren Falle treten die Pächter hinſichtlich des 
gepachteten Mauthbezuges in die Rechte der Finanzverwaltung, reſpective 
der Organe derſelben (SS 5, 25, 27 cit. Gef.) und find Uebertretungen 
der Mauthvorſchriften nach dem Gefällsſtrafgeſetze zu ahnden (§ 28 ibidem). 
Angeſichts deſſen kann auch die obrigkeitliche Qualität dieſer Ein- 
hebungsorgane, alſo auch der Pächter und ihrer Beſtellten im Sinne des 
§ 68 St. G. nicht zweifelhaft fein. Derlei Vorausſetzungen treffen jedoch 
bet ſogenannten Privatmauthen, wie vorliegendenfalls, nicht zu. 

Bereits im § 1, Z. 4 der mit der Hofkammer-Präſidialverordnung 
vom 3. März 1836, Z. 6996, erlaſſenen Vorſchrift über die Anwendung 
des Gefällsſtrafgeſetzes wurde ausgefprochen, daß das Gefällsſtrafgeſetz 
auf Uebertretungen der Vorſchriften in Betreff jener Weg- und Brücken- 
mauthen nicht anzuwenden iſt, deren Ertrag weder an deu Staatsſchatz 
einfließt, noch unter der Leitung der für die Angelegenheiten der Staats— 
gefälle beſtellten Behörden verwaltet wird. Das für Böhmen wirkſame 
Geſetz vom 2. April 1867, L. G. Bl. Nr. 32, beſtimmt bezüglich der 


Mauthen auf öffentlichen nicht ärariſchen Straßen, daß das auf Grund 
von Privilegien oder Privatrechten einzelnen Corporationen oder Perſonen 
zuſtehende Mauthbezugsrecht auf öffentlichen nicht ärariſchen Straßen 
oder Brücken auf die Dauer jener Privilegien oder Rechte aufrecht be- 
ſtehen bleibt (§S 4) und daß die aus Mauthverkürzungen einfließenden 
Strafgelder dem Mauthinhaber oder Pächter zukommen. Danach kann 
es aber keinem Zweifel unterliegen, daß der gegebenenfalls in Be— 
tracht kommende Mauthbezug, wenn auch eine dem öffentlichen Verkehre 
überlaſſene Privatbrücke betreffend und in einem öffentlich- rechtlichen 
Titel wurzelnd, ſeiner Natur und ſeinem Wefen nach lediglich den Zwecken 
der k. k. priv. öſterr. Nordweſtbahn als eines Privatunternehmens zu dienen 
beſtimmt war, und vermag ihn auch der zufällige Umstand, daß diefe 
Brücke mit der oberhalb derſelben liegenden Eiſenbahnbrücke techniſch ver- 
bunden iſt, des privatrechtlichen Charakters nicht zu entkleiden. In der 
Eigenfchaft als Mauthbezugsberechtigte beſorgte ſomit die Eiſenbahngeſell— 
ſchaft weder ſelbſt, noch durch ihre Einhebungsorgaue bei Einhebung der 
Mauthgebühr irgend ein Regierungsgeſchäft, insbeſondere aber auch kein 
Recht der ſtaatlichen oder ſonſtigen öffentlichen Verwaltung. 

Bei Abgang diefer Vorausſetzung können auch in eonereto die 
Einhebungsorgane K. und D. keinen Anſpruch auf den Schutz der SS 68, 
81 St. G. erheben und erſcheint demnach der geltend gemachte Nichtig— 
keitsgrund der Z. 9a des § 281 St. P. O. nicht vorhanden. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Hofrathes be— 
kleideten Director Dr. Fz. Steindachner zum Hofrathe und Intendanten des 
Wiener naturhiſtoriſchen Hofmuſeums und den Cuſtos J. Claſſe Dr. Fdch. Brauer 
zum Director der zoologiſchen Abtheilung dieſes Muſeums ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Statthaltereirath der oberöſterreichiſchen Statt⸗ 
halterei Leopold Grafen Auersperg zum Miniſterialrathe im Miniſterium des 
Innern ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Handelsminiſterium Dr. Rudolf 
1 Edlen v. Bonnott taxfrei den Orden der eiſernen Krone III. Claſſe 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Baurath der Landesregierung in Kärnten Michael 
Bayer zum Oberbaurathe ad personam ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Scriptor der Hofbibliothek Moriz Cammer⸗ 
koher den Titel und Charakter eines Cuſtos verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Forſtinſpector der Prager Güterdirection Heinr. 
are anläßlich deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des Franz Joſef-Ordens 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hilſsämter⸗Directionsadjuncten im Handels⸗ 
miniſterium Karl Knoblich anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter 
eines Hilfsämter⸗Directors verliehen 


De 


Se. Majeſtät haben den Aich⸗Oberinſpe tor II. Claſſe Eruſt Preißmann 
in Graz zum Aich⸗Oberinſpector J. Claſſe in Niederöſterreich ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten im Handels⸗ 
miniſterium Adolf Avian das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Honorarkanzler und Gerenten des k. u. k. Vice⸗ 
conſulates in Zante Dr. Rud. Moretti zum unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt 
ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Bürgermeiſter Ferd. Khittl in Franzensbad 
den Titel eines kaiſ. Rathes tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher in Fließ Chriſtian Juen das 
goldene Verdienſtkreuz verliehen. 25 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Oberingenieur Joh. Beſchel zum Baurathe, den Ingenieur Anton Schön: 
höffer zum Oberingenieur und den Bauadjuncten Joſef Germäͤk zum Ingenieur 
für die Staatsbaudieuſt in Mähren ernannt. 

Der Miniſterpräſident ats Leiter des Miniſteriums des Vunnern hat die 
Ingenieure Thomas Valka und Moriz Kirchſchlager zu Oberingenieuren 
und den Bauadjuncten Franz Van zum Jugenieur für den Staatsbaudienſt in 
Krain ernannt. 

Der Miniſterpraſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Archivsadjuneten Joſef Kupka zum Archivar des Abgeordnetenhauſes des Reichs⸗ 
rathes ernannt. 


3 
EN 178 0 0 Innern hat den 
Bezirksarzt Dr. Heinrich Talsky zum Oberbezirksarzte in Böhmen ernannt. 


Erledigungen. 


Praktikantenſtelle bei der Verwaltung der Landeswohlthätigkeits⸗ 
anſtalten in Klagenfurt mit 540 fl. Jahresgehalt und 60 fl. Activitätszulage bis 
Ende März. (Amtsblatt Nr. 53.) 

Proviſoriſche Bezirks-Commiſſärsſtelle, eventuell auch eine 
proviſoriſche Landesregierungs⸗Concipiſtenſtelle bei der politiſchen 
Verwaltung in Krain bis 25. März. (Amtsblatt Nr. 55.) 

3 Obereinnehmerſtellen in der VIII. Rangsclaſſe, eventuell mehrere 
Ober⸗Controlors- oder Einnehmerſtellen in der IX., eventuell mehrere 
Controlors⸗ oder Officialsſtellen in der X., eventuell mehrere Ad: 
junctenſtellen in der XI. Rangsclaſſe gegen Caution bei deu k. k. Finanz⸗ und 
gerichtlichen Depofitencaſſen in Wien bis 10. April. (Amtsblatt Nr. 56.) 

0 2 Evidenzhaltungs⸗Geometerſtellen IT. Claſſe im Bereiche der 
Finanzdirection in Laibach mit den Standorten in Reifnitz und Möttling bis 
10. April. (Amtsblatt Nr. 57.) 

Mehrere Officialſtellen in der X. Rangsclaſſe bei den k. k. Lotto⸗ 

ämtern bis 12. April. (Amtsblatt Nr. 59.) 


Conlurs-Ausſchreihung 


Stelle eines 


Bei dem kärntneriſchen Landesausſchuſſe iſt die 
der zjueiten Berrekärs me 


mit dem Jahresgehalte von 1600 fl., einer jährlichen Aetivitätszulage 
von 160 fl. und in die Penſion einrechenbaren Quinquennalzulagen 
von 100 fl., ſowie einem Amtspauſchale von jährlich 8 fl. zu beſetzen. 

Bewerber un dieſe Stelle haben den Nachweis über ihre Nationalität, 
Alter, Familienverhältniſſe, Heimatszuſtändigkeit, ſittliches Verhalten, 
bisherige Verwendung und die mit gutem Erfolge abgelegte Advocaten- 
oder politiſche Prüfung zu erbringen. 

Die Beſetzung dieſer Stelle erfolgt durch den Landesausſchuß, 
die Genehmigung der Beſetzung iſt jedoch dem h. Landtage vorbehalten. 

Die Geſuche ſind bis 1. April 1898 bei dem gefertigten Landes— 
ausſchuſſe einzubringen. 


Kürntneriſcher Landesausſchuß. 


Klagenfurt, am 21. Februar 1898. 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Grlennmifen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 21 und 22 der Erfenntniffe 1897. 
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